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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Dezember 1963 

6 — 68070 — 6442/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Beamtenrecht in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Entwurf 

einer Verordnung über die Einzelheiten der Anwendung 
des Statuts der Beamten und der Beschäftigungsbedin- 
gungen für die sonstigen Bediensteten auf das Personal 
des Kontrollausschusses. 


Dieser Entwurf ist vom Sekretariat der Räte der Europäischen 
Gemeinschaften erstellt worden und wird zur Zeit in der zu- 
ständigen Arbeitsgruppe des Rates der EWG behandelt. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Entwurf ist 
nicht vorgesehen. 

Die endgültige Beschlußfassung durch den Rat erfolgt voraus- 
sichtlich Ende Dezember 1963. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf einer Verordnung 

über die Einzelheiten der Anwendung des Statuts der Beamten 
und der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Be- 
diensteten auf das Personal des Kontrollausschusses 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT : 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
ATOMGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 212, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der | 

Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 186, 

gestützt auf das Statut des Kontrollausschusses 
vom 15. Mai 1959, 

auf Vorschlag der Kommissionen, 

in der Erwägung, daß in Anbetracht der Unab- 
hängigkeit, die der Kontrollausschuß und seine Be- 
diensteten für die Erfüllung ihrer Aufgaben benöti- 
gen, sowie mit Rücksicht auf die besondere Struk- 
tur der Dienststellen des Kontrollausschusses einige j 
besondere Vorschriften in bezug auf die Anwen- | 
düng des Statuts der Beamten und der Beschäfti- j 
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten 
und das Personal des Kontrollausschusses festzu- 
legen sind — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

(1) Das Statut der Beamten und die Beschäfti- 
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten 
sowie die von den Organen der Gemeinschaften 
im gegenseitigen Einvernehmen festgelegten Durch- 
führungsbestimmungen finden auf die Beamten und 
Bediensteten des Kontrollausschusses Anwendung. 

(2) Sofern die Räte nichts anderes beschlossen ha- 
ben, finden auch folgende Bestimmungen auf die 
Beamten und die sonstigen Bediensteten des Kon- 
trollausschusses Anwendung: 

a) die von den Räten nach Artikel 110 des Statuts 
erlassenen allgemeinen Durchführungsbestim- 
mungen zu dem Statut, 

b) die von den Räten nach Artikel 5 Absatz 4 des | 
Statuts beschlossene Beschreibung der Tätigkei- 


ten und des Aufgabenbereichs für jeden Dienst- 
posten, 

c) die von dem für die Feststellung des Haushalts- 
plans zuständigen Organ nach Artikel 45 des 
Anhangs VIII zum Statut der Beamten und Arti- 
kel 43 der Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten erlassenen Bestimmun- 
gen über die Gewährung der Versorgungsbe- 
züge, 

d) die von den Räten nach Artikel 102 der Beschäf- 
tigungsbedingungen für die sonstigen Bedien- 
steten erlassenen allgemeinen Durchführungs- 
bestimmungen zu den Beschäftigungsbedingun- 
gen für die sonstigen Bediensteten, 

e) die von den Räten gemäß Artikel 79 der Be- 
schäftigungsbedingungen für die sonstigen Be- 
diensteten beschlossenen Beschäftigungsbedin- 
gungen für die örtlichen Bediensteten. 

Artikel 2 

Bei der Anwendung der Artikel 4, 8, 29, 37 und 
41 des Statuts und des Anhangs II Artikel 1 wird 
der Kontrollausschuß als das Organ betrachtet, dem 
der Beamte angehört. 


Artikel 3 

Es werden beim Kontrollausschuß gebikhd: 

— eine Personalvertretung, 

— ein Paritätischer Ausschuß, 

— ein Disziphnarrat, 

die die ihnen im Statut übertragenen Aufgaben 
wahrnehmen. 

Die Zusammensetzung sowie die Einzelheiten der 
Tätigkeit dieser Einrichtungen werden von den Rä- 
ten geregelt. 

Artikel 4 

Der Kontrollausschuß und seine Personalvertre- 
tung sind in dem in Artikel 10 des Statuts vorge- 
sehenen Statutsbeirat nicht vertreten. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen der Räte 
Der Präsident 
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